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Aus den Verhandlungen des Regierungsrates 
 

Ja, aber zu Teilrevision des Steueramtshilfegesetzes 

Der Regierungsrat stimmt der geplanten Änderung des Steueramtshilfegesetzes im Grundsatz 
zu, wie er in seiner Vernehmlassung an das Eidgenössische Finanzdepartement festhält. Das 
Gesetz regelt den Vollzug der Amtshilfe nach den Abkommen zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung und nach anderen internationalen Abkommen, die einen auf Steuersachen bezoge-
nen Informationsaustausch vorsehen. Der Bund schlägt eine Neuregelung der Amtshilfe in den 
Fällen vor, in denen das Amtshilfegesuch auf gestohlenen Daten beruht. 
 
Gemäss dem geltenden Steueramtshilfegesetz wird auf ein Ersuchen nicht eingetreten, wenn 
es den Grundsatz von Treu und Glauben verletzt, insbesondere wenn es auf Informationen be-
ruht, die durch nach schweizerischem Recht strafbare Handlungen erlangt worden sind. Dies 
gilt ungeachtet dessen, wie der ersuchende Staat in den Besitz der Daten gelangt ist. Der inter-
nationale Standard lässt den Informationsaustausch zu, wenn ursprünglich illegal beschaffte In-
formationen gestützt auf ein internationales Abkommen rechtmässig erlangt worden sind. Neu 
soll auf ein Ersuchen dann nicht mehr eingetreten werden, wenn es auf Informationen beruht, 
die der ersuchende Staat infolge von nach schweizerischem Recht strafbaren Handlungen und 
ausserhalb eines Amtshilfeverfahrens durch ein aktives Verhalten erlangt hat. Dagegen soll auf 
ein Ersuchen eingetreten werden können, wenn der ersuchende Staat die Informationen auf 
dem Weg der Amtshilfe erhalten hat. Nach Ansicht der Regierung ist dieser Vorschlag rechts-
staatlich zwar nicht unbedenklich, doch sind die Bedenken des Bundesrates, dass ein Beharren 
auf der bisherigen Regelung gewichtige Nachteile mit sich bringen kann, berechtigt. Vor diesem 
Hintergrund stimmt der Regierungsrat der Änderung zu. 
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